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lieh auf die Beziehungen zwischen der BRD und der DDR. 
Er verkehrt damit die seinen Beitrag einleitenden rich­
tigen Bezüge in ihr Gegenteil. Hat er eingangs richtig be­
tont, daß die BRD „für das Gebiet der DDR auch theore­
tisch keine strafrechtliche Ordnungsgewalt beanspruchen 
kann“ 1 27, so fordert er schließlich, alle DDR-Bürger zumin­
dest dann einem „eigenständigen, vom westdeutschen 
Strafrecht gewährten“ Schutzprinzip zu unterwerfen, wenn 
— in der DDR! — „unmittelbare politische Belange“ berührt 
werden.28

Im Klartext heißt das: Der BRD-Justiz soll eine — durch 
Art. 2 und 6 des Grundlagenvertrags ausdrücklich ausge­
schlossene — Interventionsfunktion in die inneren Ange­
legenheiten der DDR zugestanden und verfassungsmäßig 
handelnde DDR-Bürger sollen einer interventionistischen 
und völkerrechtswidrigen Strafhoheit unterworfen werden. 
Dieses Verlangen stellt einen krassen Verstoß gegen das 
völkerrechtliche Verbot der Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten eines anderen Staates dar, zumal das 
Schutzprinzip stets nur Rechtswirkungen im Zusammen­
hang mit dem eigenen Staatsgebiet, eigenen Staatsbürgern 
oder deren Rechten zeitigen kann.

Zu Recht betont G. D a h m hinsichtlich dieses Prin­
zips: „So wie ein Staat nicht berechtigt ist, seine Staats­
angehörigkeit Personen gegen ihren Willen aufzuerlegen, 
zu denen er nicht in sinnvollen und völkerrechtlich an­
erkannten Beziehungen steht, so darf er auch den perso­
nalen Bereich seines Strafrechts nicht nach Belieben und 
Willkür erweitern.“29

Woesners Forderung und die mit ihr kongruente Tätig­
keit der berüchtigten Zentralstelle in Salzgitter — deren 
Leiter, Oberstaatsanwalt Retemeyer, in der BRD ausdrück­
lich auf den Fall Weinhold bezogen erklärte: „Jeder DDR- 
Bürger, der in die Bundesrepublik fliehen will, hat das 
Recht, sich zu bewaffnen und, wenn er in seiner Freizügig­
keit gehindert wird, diese Waffen einzusetzen“30 — laufen 
damit auf eine Staatspraxis hinaus, der nicht nur die völ­
kerrechtlichen Prinzipien des Strafanwendungsrechts ent­
gegenstehen, sondern die sich auch im krassen Gegensatz 
zum Grundlagenvertrag und zu den leitenden Prinzipien 
der Schlußakte von Helsinki befindet.

Im übrigen müssen heute selbst BRD-Rechtslehrer die 
Abwegigkeit der These Woesners einräumen, aus einer aus 
dem Zusammenhang gelösten und unvollständig zitierten 
Formulierung in Art. 12 Abs. 2 der Internationalen Kon­
vention über zivile und politische Rechte vom 16. Dezember 
1966 (GBl. der DDR 1974 II S. 58) einen Individualanspruch 
abzuleiten, wonach jedermann zu jeder Zeit und ohne alle 
Form aus jedem Land ausreisen dürfe.3!

*

Zusammenfassend ergibt sich:
Der von der BRD-Justiz erhobene Anspruch auf straf­

rechtliche Verfolgung von DDR-Bürgern, die in der DDR 
gegen DDR-Staatsbürger gerichtete Straftaten begangen 
haben, widerspricht sowohl den für das Strafanwendungs­
recht eines jeden Staates maßgeblichen völkerrechtlichen 
Prinzipien als auch den in der BRD geltenden innerstaat­
lichen Maßregeln. Vielmehr ist in derartigen Fällen die 
Auslieferung die einzig völkerrechtsgemäße Alternative.

Nur eine wirksame Zusammenarbeit zur Bekämpfung 
und Vorbeugung von Verbrechen gegen das Leben und von 
Versuchen, sich durch die Flucht über die Staatsgrenze 
zwischen der DDR und der BRD der Verantwortung zu 
entziehen, entspricht Geist und Buchstaben des Vertrags 
über die Grundlagen der Beziehungen zwischen beiden 
Staaten vom 21. Dezember 1972 sowie der Schlußakte der 
Helsinki-Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa vom 1. August 1975.
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